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KampfumerstenWindpark
Ein Jahr vor der wegweisendenAbstimmung in derGemeinde Thundorf verhärten sich die Fronten.

SilvanMeile

Fürdaskommende Jahrkündigt
sich in derGemeindeThundorf
eine denkwürdige Gemeinde-
versammlungan.DieStimmbe-
rechtigten werden über eine
kommunale Zonenplanände-
rung befinden. Es ist nur eine
der zahlreichenHürden,welche
das Projekt für einen ersten
Windpark im Thurgau zu neh-
men hat – aber wohl die wich-
tigste.

Acht Windräder mit einer
Gesamthöhe inklusive Rotor-
blätter von 246 Metern planen
die Elektrizitätswerke des Kan-
tons Zürich (EKZ) auf dem öst-
lichen Gebiet des Wellenbergs.
14Prozentdes Strombedarfs al-
ler Thurgauer Haushalte sollen
damit abgedeckt werden.

GegnerderGegner
formierensich
Rund ein Jahr vor der wegwei-
sendenGemeindeversammlung
inThundorfmachen sichvor al-
lem Windparkgegner bemerk-
bar. Sie erhalten von weither
Unterstützung, auch von Elias
Meier, Präsident des Verbands
Freie Landschaft Schweiz. Der
Grenchner tauchtdort auf,woes
Windparks zu bodigen gilt. Ge-
mäss Website lautet das Ziel,
«dieVerschandelungder Land-
schaft durch industrielleWind-
kraftanlagen»zuverhindern.Ei-
nige Thundorferinnen und
Thundorfer empfinden es als
unheimlich, dass auswärtige
Windkraftgegner beginnen, in
ihrem Dorf Stimmung zu ma-
chen.

Aus der Bevölkerung würde
sich kaumnoch jemand getrau-
en, sich positiv zum Windpark
zu äussern, daman sonst sofort
mit dominant auftretenden
Gegnern konfrontiert sei, sagt
eine Einwohnerin, die un-
erkannt bleiben möchte. Nun
seien aber auch positiv ge-
stimmte Bürger daran, sich zu
formieren und Andersdenken-
deneinePlattformzugeben.Mit
einer offenenHaltung zumPro-

jekt fiel bisher lediglich der Ge-
meinderat auf.

Diese Problematik hat Mit-
te-Kantonsrat JosefGemperle in
einer Anfrage an die Regierung
angesprochen. Ob der Regie-
rungsrat bereit sei, Massnah-
men zu treffen, um die sich ab-
zeichnende Verhärtung der
Fronten zu mildern? Die Ant-
wort ausdemRegierungsgebäu-
debleibt oberflächlich.Das stört
Gemperle. Es gebe sogar Hin-
weise aus anderenGemeinden,
dassSteuermittel fürdenWider-
standgegenWindenergieeinge-
setztwürden.«Eshättemichge-
freut, wenn die Regierung die-
sen Sachverhalt konkret
benannt hätte.» Auch fehle der
Regierungoffenbar einKonzept
gegen sachliche Falschbehaup-
tungenderWindenergiegegner.
«Wir befinden uns bei der Ver-
sorgungsproblematik in einer
echten Krise. Da würde ich von
derGesamtregierungeineklare,
zuweilen unbequeme Haltung
erwarten», sagt Gemperle.

DerBundesratwillGemein-
denKompetenzentziehen
Der Bund geht hingegen in die
Offensive. «Die Verfahren für
den Bau grosser Wasser- und
Windkraftanlagen dauern heu-
teoft lange», schreibt er in einer
Mitteilung. Deshalb sollen die
Verfahren für Windparkprojek-
te ab einer Leistung ab40GWh
vereinfacht und beschleunigt
werden. Zum Vergleich: Die
EKZberechnen für dieAnlagen
in Thundorf eine doppelt so
grosse Leistung. Der Plan des
Bundesrates, über den das eid-
genössischeParlament zubefin-
den hat, sieht vor, denGemein-
dendieKompetenzen imBewil-
ligungsverfahren zu entziehen.
Mit dieser Idee kann sich die
ThurgauerRegierungabernicht
anfreunden. In der Beantwor-
tung auf Gemperles Anfrage
schreibt der Regierungsrat:
«DamitwürdenGemeindenbei
Grossprojektenentlastet, hätten
auf der anderen Seite aber nur
noch über den Rechtsweg die

Möglichkeit, sichbeispielsweise
gegendieSchaffungeinerWind-
zone zuwehren.»

In seiner Stellungnahme
schrieb die Thurgauer Regie-
rung im Mai nach Bern: «Die
Akzeptanzder fraglichenGross-
projekte führt nur über eine
positiveGrundstimmung inden
Gemeinden.Mit demAusschal-
ten der kommunalen Entschei-
dungsträger erhöht sich das Ri-
siko von politischem Wider-
stand und von
Rechtsmittelverfahrenganzam
SchlussdesBewilligungsprozes-
ses.»DieerhoffteVerfahrensbe-
schleunigung würde sich wohl
im Endeffekt kontraproduktiv
auswirken.

FürdenVerbandFreieLand-
schaft Schweiz sind die Pläne
des Bundesrates gar «ein inak-
zeptabler Frontalangriff auf die
Schweizer Demokratie». Alles
deute darauf hin, dass der Bun-
desrat die Bevölkerung zum
Schweigen bringen möchte.
Aber: «EineEnergiewende lässt
sichnicht gegendasVolkdurch-
setzen.»

ErgänzungzurSolarenergie
Josef Gemperle glaubt daran,
dassdieAkzeptanz inderBevöl-
kerung weiter steigt, sobald ein
erstes Thurgauer Projekt reali-
siert ist. Wichtig sei auch eine
echte Beteiligung der Bevölke-
rung vor Ort am Erfolg der
Windenergieanlagen. Um die
Probleme im Energie- und Kli-
mabereich zu lösen, brauche es
diese wichtige Ergänzung zur
Solarenergie, daWindvor allem
im Winter und auch während
derNacht Energie liefere.

«Esbraucht sowohldieAus-
schöpfung sämtlicherEffizienz-
potenziale als auchdieNutzung
sämtlicher Technologien zur
Stromerzeugungauserneuerba-
ren lokal vorhandenenEnergie-
trägern», sagt Gemperle. «Das
wissenwir eigentlich schon län-
ger, aberdieLagehat sichdurch
die globalen Konflikte und den
Krieg inderUkrainedramatisch
verschlechtert.»

Eine Anlage des deutschen Windparks Verenafohren direkt an der
Schaffhauser Grenze. Bild: Samuel Koch

SVP-Motionfür tiefereGebühren
ThurgauerGrundbuchämter undNotariate sollenmit ihrenGebührenmaximal 120 Prozent
der Kosten decken. DieHälfte aller Kantonsräte unterstützt diese Forderung.

ThomasWunderlin

Der Grosse Rat hat im Dezem-
ber eine Motion zur Abschaf-
fung der Liegenschaftensteuer
für erheblich erklärt. Bevor der
Regierungsrat eine Vorlage zu
ihrerUmsetzung erarbeitet hat,
doppelt einerderMotionäre,der
Weinfelder SVP-Kantonsrat
Pascal Schmid, mit einer ähnli-
chen Motion nach. Zusammen
mit Vico Zahnd (SVP, Weingar-
ten) und 62 Mitunterzeichnern
verlangtereineSenkungderGe-
bühren der Grundbuchämter
und Notariate. Diese sollen
einenKostendeckungsgrad von
120 Prozent nicht überschrei-
ten. Betroffen sind unter ande-
remdieGebühren für die Beur-

kundungvonHandänderungen.
Diese sindnicht zuverwechseln
mit der zusätzlich erhobenen
Handänderungssteuer.

DieStaatskasse saniertmit
einerSteueraufdieGebühr
Gemässdemverfassungsmässi-
genKostendeckungsprinzipdarf
derGesamtertragderGebühren
dieGesamtkostendesbetreffen-
den Verwaltungszweigs nicht
übersteigen.GemässdemÄqui-
valenzprinzipmusseineGebühr
ausserdem in einem vernünfti-
gen Verhältnis zum Wert der
staatlichenLeistung stehen.Der
Thurgauerhebt jedochaufgrund
eines 1996erlassenenGesetzes
Gebühren, die zusätzlich einen
Steuerteil enthalten, eine soge-

nannte Gemengesteuer. Hand-
änderungen und Beurkundun-
genwerfen heute sehr hohe Er-
träge ab, legen die Motionäre
dar. 2021 betrug der Brutto-
ertrag28MillionenFranken;der
KostendeckungsgradderHand-
änderungen erreichte 334 Pro-
zent, beidenandernGeschäften
266Prozent.Angesichtsderda-
malsdüsterenFinanzlage seidie
EinführungderGemengesteuer
nachvollziehbar, meinen
Schmid und Zahnd rückbli-
ckend. Von 1991 bis 1995 habe
der Thurgau kumulierte Defizi-
te von 164 Millionen Franken
verbucht. Heute sei es anders:
«NachdenRekordüberschüssen
der vergangenen Jahre und der
finanziell sehr günstigen Lage

des Kantons rechtfertigen sich
derart überhöhteGebührenund
diedamit verbundeneZusatzbe-
lastung der Hauseigentümer
nicht länger.» Bei Grundstück-
geschäften fielen ohnehin be-
reits dienochviel höhereHand-
änderungssteuer und die
Grundstückgewinnsteuer an:
«Eine Dreifachbelastung zu-
sammen mit der Gemenge-
steuer ist unangebracht.»

SpätereErhöhungmöglich
bei schlechterFinanzlage
Bei einer Begrenzung auf 120
Prozent bestehe die Möglich-
keit, die Gemengesteuer bei
einer allfälligen schlechterenFi-
nanzlagedesKantonswieder zu
erhöhen.

Ostschweizer
Regierungsrätebei
derBundesrätin

Nationalstrassen Am Montag
hatBundesrätinSimonettaSom-
marugaeine zehnköpfigeRegie-
rungsdelegationderOstschwei-
zer Kantone empfangen. Zent-
rales Thema waren die
Ausbauvorhaben im Rahmen
desStrategischenEntwicklungs-
programms (Step) National-
strassen, wie der Informations-
dienst des Kantons Thurgau
mitteilt. Die Ostschweizer Re-
gierungskonferenz (ORK) setzt
sichdafür ein, dassderBundbis
2040weitere fürdieOstschweiz
wichtigeProjekte einbindetund
ist nicht einverstanden mit der
StossrichtungdesStepNational-
strassen. «Geht es nach dem
Bund, finden Investitionen
künftig primär in den Zentren
und Agglomerationen statt»,
heisst es in derMitteilung.

Mehrere Ostschweizer Vor-
habenwürden imRealisierungs-
horizont 2040 des Step Natio-
nalstrassen nicht einmal er-
wähnt. Die ORK-Delegation
unterstrich, dassdieErreichbar-
keit der mittelstädtischen Ag-
glomerationenundderRandre-
gionen mit einer bedürfnisge-
rechten Ausgestaltung der
Nationalstrassen von grosser
Bedeutung ist. In ländlich ge-
prägten Raumstrukturen wie in
der Ostschweiz nehmen die
Strassen und insbesondere die
Nationalstrassen eine zentrale
Funktion ein, damit alle Regio-
nenalsWohn-undWirtschafts-
standorte attraktiv bleiben und
an der wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Landes teilhaben
können. Ins Stepaufgenommen
werden sollen: Zubringer Ap-
penzellerland mit Umfahrung
Herisau; Ortsumfahrung Bivio
undOrtsumfahrungCunter/Sa-
vognin; Umfahrungen im Kan-
ton Glarus; Ausbau Schaffhau-
sen–Thayngen;Bodensee-Thur-
talstasse (BTS). (red)

Interpellationzum
Lehrermangel
Thurgau DerdrohendeLehrer-
mangel beschäftigt das Kan-
tonsparlament.AchtKantonsrä-
te von SP bis SVP und 66 Mit-
unterzeichner fordernmit einer
Interpellation den Regierungs-
rat zu einer Stellungnahme auf.
Sie fürchten, der im Kanton
St. Gallen bereits bestehende
Notstand werde auf den Thur-
gau übergreifen. Thurgauer
Lehrer würden immer häufiger
in St. Gallen und Zürich arbei-
ten, weil dort die Pflichtpensen
tiefer seien – bei gleichem oder
höherem Lohn. Die Vorstösser
regen die Einführung flexibler
Lehrgänge für Quereinsteiger
an, zudem erwähnen sie eine
möglicheAusbildunganderPä-
dagogischenHochschule inVer-
bindungmit einemTeilpensum
an einer Schule. Bedauert wird
diegestiegeneHeterogenität im
Schulzimmer. (wu)

SpätereZahlung
fürGrenzgänger
Prämienverbilligung Ab 2023
erhalten Grenzgänger, die
unterjährig eine Erwerbstätig-
keit im Thurgau aufnehmen,
erst am 1. Januar des folgenden
JahresAnspruchauf eine indivi-
duelle Prämienverbilligung
(IPV), wie der Regierungsrat
mitteilt. Dabei handle es sich
um eine Anpassung an das Ge-
setz über die Krankenversiche-
rung. ImVollzugwirdgegenwär-
tig beiGrenzgängern undKurz-
aufenthaltern (L-Bewilligung)
der 1. Januar nicht als massge-
bend betrachtet. Dies führt aus
SichtdesRegierungsrats teilwei-
se zu einer vorteilhaften oder
nachteiligen Ungleichbehand-
lungmitNeugeborenenundmit
Personen, die aus demAusland
in denKanton Thurgau ziehen.

Mit der Änderung wird die
IPV-Summe leicht reduziert.Er-
fahrungsgemäss lässt sich die
Mehrheit der Grenzgänger von
der Schweizer Versicherungs-
pflichtbefreien lassen. Indiesen
Fällenkannkeine IPVbeantragt
werden. Insgesamt seien keine
namhaftenfinanziellenAuswir-
kungen für den Kanton und die
Gemeinden zu erwarten. (red)
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